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Unſer geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
ntuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
ereigniſſen, aus den Reichstags⸗ und 
Kammerberichten, aus den lokalen 
nudprovinziellen Begebniſſen dar⸗ 
bieten, unſere telegrapbiſchen De⸗ 
peſchen find jo bekannt, daß wir es 
uns verſagen können, zur Empfehlung un⸗ 
ſerer Zeitung irgend etwas zuzufügen. Wir 
werden auch fernerhin den auswärtigen, na⸗ 
mentlich den orientalifchen Angelegenheiten, 
eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit widmen. 


des und intereſſantes Feuil⸗ 
leton ſorgen. Der Preis der einmal 
täglich erſcheinenden Pommerſchen Zei⸗ 
tung beträgt auf allen Poſtanſtalten außer⸗ 
halb vierteljährlich nur eine Mark fünf⸗ 


täglich erſcheinenden Stettiner Zeitung 
beträgt außerhalb auf allen Poſtanſtalten 
vierteljährlich nur zwei Mark, in Stettin 
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Pfennige. 
Deutſcher Reichstag. 
Sr, 5. Plenarſitzung vom 17. September. 


Präſident von Forckenbeck eröffnet die 
a 1 


Am Tiſche des Bundesraths: Abeken, von 
Mittnacht, Graf zu Eulenburg, Dr. v. Fäuſtle. 

Tages ordnung: Fortſetzung der erſten Bera⸗ 
thung des Sozialiſtengeſetzes. 

Erſter Redner iſt der Abg. De. Hänel: 
Meine Herren, ich kann nicht ſagen, daß die De⸗ 
batte des geſtrigen Tages zur Aufklärung der Sache, 
die uns beſchäftigt, weſentlich beigetragen hat. Die 
Hauptfrage, die nicht zu umgehen, iſt, wollen wir 
jener agitatoriſchen Bewegurg gegenüber uns nach 
Mitteln umſehen auf dem Boden des gemeinen 
Rechts oder wollen wir dieſe Mittel ſuchen auf der 
Grundlage, die dieſer Geſetzentwurf uns zeigt? Es 
waren ausgezeichnete Redner der liberalen Partei, 
welche im Frühjahr den Boden des gemeinen Rechts 
wollten, welche entſchieden betonten, daß ſie von 
dieſem Boden nicht abweichen wollten, ohne daß 
ihnen vorher ſonnenklar nachgewieſen würde, daß 
mit dieſem Rechte nicht auszukommen ſei. Wo iſt 
ſeitdem der Nachweis hierfür geblieben? Etwa in 
den vorliegenden Motiven? Was liegt denn vor, 
um irgend Jemand, der im Frühjahr einen anderen 
Standpunkt eingenommen, zu bewegen, heute auf 
den Standpunkt dieſes Geſetzes zu treten? Was 
liegt vor? das frage ich. Man hat auf das zweite 
fluchwürdige Attentat hingewieſen. Aber wo iſt der 
Zuſammenhang zwiſchen dieſem Attentat und der 
Sozialdemokratie nachgewieſen? Und, meine Her⸗ 
ren, wenn alle Bildungsmittel unſerer Zeit nicht 
ausgereicht haben, ſolche Frevelthaten zu verhindern, 
ſo wird kein Geſetz der Welt in der Lage ſein, ſie 
zu verhindern. Oder iſt etwa dieſer Geſetzentwurf 
ein verſöhnender, ein ausgleichender? Im Gegen⸗ 
theil, der Geſetzentwurf, wie er vorliegt, iſt nicht 
eine Abſchwächung, ſondern eine Verſchärfung des 
früheren Entwurfs. Der Geſetzentwurf iſt meines 
Dafürhaltens abſolut unannehmbar. Er trägt die 
Tendenz des Parteigeſetzes in eyniſcher Weiſe an 
der Stirn. (Unruhe und lauter Widerſpruch rechts, 
Bravo kinks.) So iſt es in der That. Der Ge⸗ 
ſetzentwurf beraubt in der That die ſozialdemokrati⸗ 
ſche Partei der ſtaats bürgerlichen Rechte, oder iſt das 
nicht ein Parteigeſetz, welches der Preßfreiheit, der 
Verſammlungs⸗, der Glaubensfreiheit für die ſozial⸗ 
vemofkratiſche Partei engere Grenzen als für andere 
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untergrabe, und es iſt 


2 Uhr mit geſchüftlichen Mitthei⸗ 


Parteien, um ihrer Parteiſtellung willen, ſetzt? Und 
iſt denn die ſozialdemokratiſche die einige Partei, die 
einzige, deren Beſtrebungen auf Untergrabung der 
beſtehenden Staats⸗ und Geſellſchaftsordnung gerich⸗ 


tet ſind? Sind nicht die Tendenzen der ſogenann⸗ 


ten Unitarier auf Untergrabung des beſtehenden deut⸗ 
ſchen Verfaſſungsrechts gerichtet? (Zuſtimmung im 
Centrum.) Wollen nicht die weit gefährlicheren 
Partikulariſten unſere ſchwer errungene Einigung 
zerſtz'ren? Sind nicht die preußiſchen Maigeſetze 
aus dem Streben hervorgegangen, die kirchliche Su⸗ 
prematie, welche mit weſentlichen Grundlagen unſeres 
Staatslebens unvereinbar, zu brechen und kann man 
alſo nicht die ultramontane Partei mit gleichem 
Rechte der „Untergrabung“ beſchuldigen? Auch die 
Fortſchrittspartei iſt offtziell ſogar angeklagt worden, 
daß ſie die beſtehende Staatsordnung angreife und 
wohl nur eine Frage der 
Zeit und Opportunität, wann dieſes Geſetz auch ge⸗ 
gen uns zur Anwendung kommen ſoll. Das Geſetz 
iſt alſo ein Parteigeſetz, es iſt aber noch ſchlimmer, 
es iſt ein Tendenzgeſetz, welches unſere kon⸗ 
ſtituirte Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit antaſtet. 
Der Geſetzentwurf hat nur eine einzige Rechtferti⸗ 
gung: daß er nämlich die Sicherheit des Erfolges 
in ſich trägt. Hat er keinen Erfolg, dann iſt er 
der ſchwerſte politiſche Fehler, der je begangen wor⸗ 
den. Aber welche Sicherheit für den Erfolg dieſes 
Geſetzes haben Sie denn? Ich bin nicht im Stande, 
zu glauben, daß dieſer Geſetzentwurf wirklich den 
praktiſchen Erfolg haben wird, den man voraus⸗ 
ſetzt. Es mag dies an meiner Erziehung liegen, 
denn ich bin in einem Hauſe geboren, deſſen Haupt 
der ſtärkſten Verfolgung ausgeſetzt war, deſſen vor⸗ 
handene Schriften nicht blos verboten wurden, ſon⸗ 
dern auch diejenigen, die noch gar nicht exiſtirten. 
(Bewegung) Und dieſe Verfolgung hat nicht nur 


keinen Erfolg gehabt, nein, es hat den Mann noch 


in ſeinem Widerſtande gekräftigt. Und um dieſer 
Erziehung willen glaube ich nicht an die Wirkſam⸗ 
keit dieſes Geſetzs. Sind Sie anderer Me 
jo nennen Sie mir ein Beispiel aus der Geſchicht 
Es iſt nicht wahr, daß das ſozialiſiſche Prob 

ein unſittliches, ein unwahres iſt, es iſt ein Ke 
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die ſich darum hüllt, iſt ohne Schaden; das dieſe 
Agitation bewegende geiſtige Prinzip werden Sie 
nicht unterdrücken, jede Erfahrung ſpricht dagegen. 
Redner erinnert daran, daß wir zwei Kriege geführt 
und daß man es hinnehmen müſſe, wenn in Folge 
derſelben in gewiſſen Volksſchichten die Bande der 
Anhänglichkeit und der Autorität zerſprengt worden 
ſind. Als ſpezifiſche Agitation der Sozialdemokratie 
trete lediglich die Aufreizung zum Klaſſenkampfe 
hervor, das ſei das Häßliche der ganzen Agitation, 
die er verurtheile, obgleich ſie nicht vereinzelt ſteht. 
Redner wiederholt zum Schluß, daß er dieſem Ge⸗ 
ſetze nicht zuſtimmen, ſondern daſſelbe pure ablehnen 
müſſe. 


Reichskanzler Fürſt Bismarck: Nachdem 
ich 3 Monate abweſend geweſen, hatte ich nicht die 
Abſicht, mich an der Diskuſſion der erſten Leſung 
zu betheiligen, ich wollte dieſelbe vorzugs weiſe zu 
meiner Orientirung verwenden. Wenn ich dennoch 
das Wort ergreife, jo will ich mich nicht auf das 
Prinzipielle einlaſſen, es wird ſich ja dazu in der 
Kommiſſion Gelegenheit finden. Ich bin zum Re⸗ 
den gezwungen durch den Umſtand, daß Herr Bebel 
geſtern gewiſſe Andeutungen gemacht hat, die, wenn 
ich nicht widerſpreche, leicht auf meine Koſten zu⸗ 
nächſt als Zeitungslüge verbreitet werden und all⸗ 
mälig an Konſiſtenz gewinnen. Auch einige Aeuße⸗ 
rungen des Abg. Richter in der vergangenen Seſſton 
nöthigen mich zu einigen Entgegnungen. Der Abg. 
Richter hat bei den Verhandlungen über die ſogen. 
Hödel⸗Vorlage in meiner Abweſenheit angedeutet, ich 


hätte mich mit den Sozialdemokraten in Beziehungen 


befunden, die mir eine gewiſſe Verantwortung für 
deren Ausſchreitungen auferlegten. Ich hätte nicht 
geglaubt, daß ſich Herr Richter an den äußerlichen 
Buchſtaben des Wortes „Sozialdemokratie“ anklam⸗ 
mern würde, und daß er nicht zu unterſcheiden ver⸗ 
möge zwiſchen dieſer und dem Streben nach äußer⸗ 
licher Verbeſſerung des Looſes der arbeitenden Be⸗ 
völkerung, die mir und gewiß uns Allen am Herzen 
liegt. Der Abg. Richter wüßte doch unterſcheiden 
zwiſchen einer Partei, die ſich bis zum Königsmorde 
verſteigt und jenen Bemühungen, die Lage der Ar- 
beiter zu verbeſſern. Ich bitte alfo auf Aeußerun⸗ 
gen meiner Vergangenheit nicht ſo oft Bezug zu 
nehmen. Es hat das gar nichts damit zu thun, 


555 daß ſich 
t geiſtiger Bewegung darin und die Agitation, 


was wir hier thun. Ich kann dabei nicht unter- 
drücken, meine Verwunderung darüber auszuſprechen, 
daß der Abg. Richter die Sozialdemokratie in Wort 
d Schrift bekämpft und verfolgt, Maßregeln ge⸗ 
gen ſie aber nicht gutheißen will. Der Abg. Richter 
hat mir bei anderer Gelegenheit vorgeworfen, daß 
ich häufig behindert bin mich an den Geſchüften zu 
betheiligen. Ich begreife nicht, wie er mir meine 
Krankheit zum Vorwurf machen kann. Ich habe 
dieſe Krankheit ehrlich verdient, und ich möchte des⸗ 
halb das Benefizium für mich in Anſpruch nehmen, 
wie der verwundete Soldat, der Invalide. Der 
Vorwurf enthielt einen Mangel von Zartgefühl; in⸗ 
deſſen Zartgefühl erwarte ich von Herrn Richter auch 
nicht. Ich wende mich nun zu dem Abg. Bebel. 
Bel dem nehme ich an, daß er aus Unwiſſenheit 
hier Andeutungen gemacht hat. Es iſt ihm etwas 
erzählt, und er hat es geglaubt. Wenn er aus 
dieſer Zuſammenſtellung von Wahrem und Falſchem 
ſelbſt ſeine Schlüſſe ziehen will, dann hätte er ein 
Talent zu einem Korreſpondenten der „Times“. 
Heiterkeit.) Wenn dem Abg. Bebel erzählt worden 
iſt, daß im September 1862 eines Sonntags in der 
Mitte des ſozialiſtiſchen Comités in Leipzig ein Herr 
Eichler erſchienen ſei ſpeziell in meinem Auftrage, 
ſo habe ich darauf zu bemerken, daß ich erſt Ende 
September 1862 mein Amt angetreten habe. 
Ich kam damals aus dem Auslande und hatte da⸗ 
her keine Gelegenheit, mich mit einem unbekannten 
Manne, wie Herr Eichler, zu beſchäftigen. Hat er 
erklärt, daß er in meinem Auftrage erſchien, jo war 
das einfach eine Lüge. Mir iſt der Name Eichler 
allerdings bekannt, da er ſpäter Forderungen an 
mich geſtellt für Dienſte, die er nicht geleiſtet. Bei 
dieſer Gelegenheit iſt mir in Erinnerung gekommen, 
was Herr Eichler iſt. Er befand ſſich im Dienſte 
der Polizei und hat Nachrichten geliefert, die auch 
zu meiner Kenntniß gekommen ſind. Im Uebrigen 
kann ich verſichern, daß ich nie in meinem Leben 


mit irgend einem Sozialdemokraten geſchäftlich ge⸗ 


andelt habe und keiner mit mir. Herrn Lafjalle 
rech e der war eine viel vornehmere 
wie ſeine Epigonen. Ich erkenne ja gern an, 
dieſe Partei niemals zum Werkzeug hat 
verwenden laſſen, aber ſie iſt auch nicht dazu ver⸗ 
anlaßt worden. — Fürſt Bismarck geht dann auf 
die weiteren Mittheilungen Bebels näher ein und 
bezeichnet auch die Erzählung des letzteren, ein preu⸗ 
ßiſcher Prinz habe die Vermittelung zur Annäherung 
zwiſchen ihm und Laſſalle übernommen, für Erfin⸗ 
dung; Bebel hätte dieſen Prinzen doch näher be⸗ 
zeichnen ſollen, doch hätte es keiner prinzlichen Ver⸗ 
mittelung für Laſſalle bedurft, um ſich ihm zu nä⸗ 
hern. Herr Laſſalle hatte allerdings das Bedürfniß, 
mit ihm in Beziehung zu treten, und er (der Red⸗ 
ner) habe ihm das auch gar nicht ſchwer gemacht. 
Doch habe er ihn nur 3 oder 4 Mal geſprochen, 
doch hätten dieſe Zuſammenkünfte nicht die Natur 
von politiſchen Verhandlungen gehabt. Was konnte, 
bemerkt Fürſt Bismarck, er mir denn bieten, er hatte 
gar nichts hinter ſich, er hatte nichts, was er mir 
als Miniſter bieten konnte. Aber er hatte etwas, 
was mir als Privatmann ſehr angenehm war, er 
war ein ſehr gebildeter, liebenswürdiger Mann, aber 
kein Republikaner. Er war national, ein Anhän⸗ 
ger des deutſchen Kaiſerthums. Er war ehrgeizig in 
hohem Grade und ließ noch nicht erkennen, ob er 
ſich ein Kaiſerreich mit der Dynaſtie Hohenzollern 
oder mit der Dynaſtie Laſſalle vorſtellte (Heiterkeit). 


Laſſalle war ein bedeutendes Talent, mit dem ein 
Geſpräch lehrreich und unterhaltend war und wünſchte 
ich, daß ich einen Gutsnachbar hätte, der mir eine 
anregende, geiſtige und angenehme Unterhaltung bie⸗ 
ten könnte. (Heiterkeit) Im Uebrigen würde ich, 
wenn Herr Bebel den Wunſch hätte, mich zu ſpre⸗ 
chen, ihm ebenfalls zu Dienſten ſtehen, denn ich 
wünſchte in der That, einmal zu erfahren, wie ſich 
Herr Bebel und ſeine Freunde den von ihnen an⸗ 
geſtrebten Zukunftsſtaat denken (Bebel ruft: ganz 
gewiß ). Bis jetzt befindet ſich darüber noch Alles 
im Dunkeln. Redner geht auf das allgemeine 
Stimmrecht ein, das er aus der Frankfurter Tradi⸗ 
tion übernommen habe. Er brauchte dieſes popu⸗ 
läre Wahlrecht als Mittel im Kampfe gegen unſere 
Nebenbuhler. Indem er eine Parallele zwiſchen den 
beiden in Deutſchland beſtehenden Wahlſyſtemen zieht, 
kommt er zu dem Schluß, daß das allgemeine Wahl⸗ 
recht trotz der Auswüchſe, die daſſelbe geſchaffen, 
doch nicht verwerflich ſei, das andere Syſtem müßte 
erſt ein beſſeres Examen ablegen. Auf die mit Cha⸗ 
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Verfall er einräumt, eingehend, bemerkt der Redne 
daß aus dieſem verfehlten Experiment noch erſt der 
Schluß zu ziehen ſei, daß es überhaupt ein ſchlech⸗ 
tes geweſen. Weiter erklärt der Fürſt, daß er erſt 
von dem Augenblicke an Aufklärungen über die n⸗ 
beiterbewegungen ſich nicht mehr zugänglich gezeigt 
habe, da im Reichstage ſelbſt von einer Seite die 
Pariſer Kommune als politiſche Weisheit geſchildert 
wurde, und daß man ſich zu dem Evangelium die⸗ 
ſer Mordbrenner bekannte. Von dieſem Augen⸗ 
blicke war er (der Reichskanzler) ihr Todfeind, die 
er mit allen Mitteln zu bekämpfen entſchloſſen war. 
Ueber die Gefährlichkeit der ſozialiſtiſchen Agitation 
hat uns die Preſſe dieſer Partei nie in Zweifel ge⸗ 
laſſen. Jüngſt noch las ich in einem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Blatte eine tendenziöſe Darlegung der Zu⸗ 
ſtände in Rußland, der zu den politiſchen Morden 
geführt habe. „Dieite moniti*, lernt, Ihr ſeid 
gemahnt“, ſo ſchloß der Artikel. Woran ſollen wir 
nun gemahnt ſein? Doch wohl vor dem Morde? 
Nun, den Terrorismus einer Geſellſchaft von Ban. 
diten wollen wir nicht ertragen. Bewilligen Sie 
uns die Schutzmittel, die der Kaiſer für ſeine Per⸗ 
ſon, für ſeine preußiſchen Unterthanen, für unſere 
deutſchen Landsleute von Ihnen verlangt. Wenn 
das Geſetz, das wir Ihnen vorſchlagen, Opfer ver⸗ 
langt, man möge ſie bringen mit der Ueberzeugung, 
daß es einer großen Sache gilt. (Beifall rechts, 
Bravorufe, Unruhe.) 

Abg. v. Kleiſt⸗Retzow wendet ſich gegen 
die Ausführungen Hänels. Das ganze Land ſet in 
Entſetzen gerathen über die Attentate auf die geher⸗ 
ligte Majeſtät. Und wenn auch ein direkter Zu⸗ 
ſammenhang der Sozialdemokratie nicht nachgewieſen 
werden kann, ſo müſſe doch der Taumel, in den 
ſie die Gemüther verſetzten, auch ſchließlich zum Kö⸗ 
nigsmorde führen. Man höre nur, welche Sprache 
die Herren noch jetzt führen! Wie ſie ſelbſt nicht 
dazu ſich verſtehen, an den Glückwünſchen des Reichs⸗ 
tages zur Geneſung des Kaiſers theilzunehmen! 
Das Syſtem der Sozialdemokratie gipfelt nach dem 
Redner in Aufhebung des Grundeigenthums, des 
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Sozialiſten nur eine Methode, um ihr Programm 
zu verwirklichen: Das Streben nach gewaltſammm 
Umſturz, den ſie von Legislation zu Legislation vor⸗ 
bereiten. Der Redner geht noch näher auf die Ge⸗ 
meingefährlichkeit der ſozialdemokratiſchen Beſtrebun⸗ 
gen ein, die er der Loslöſung von jeder Religion 
und Sitte beſchuldigt. Der Haß gegen die Be⸗ 
ſitzenden muß nothwendig von den Agitatoren in 
die Maſſen getragen werden, weil ſie ſelbſt noch die 
Früchte genießen wollen. Alle Thätigkeiten der So⸗ 
zialdemokraten in Verſammlung und in der Preſſe 
ſtellen ſich dem Redner als Vorbereitungen zum Hoch⸗ 
verrath dar. (Abg. Fritzſche ruft laut: „Denun⸗ 
ziant“. Der Präſident weiſt dieſen Ausdruck ſofort 
als unparlamentariſch zurück). Das Verlangen 
Hänels jet ſomit ungerechtfertigt, aus erkennbaren 
Thatſachen zu ſtrafen, da ſich eben die ganze Thä⸗ 
tigkeit der Sozialiſten als Vorbereitung zum Hoch⸗ 
verrath darſtelle. Redner erklärt ſich auch gegen 
die Zeitbeſchränkung, da es für die Nützlichkeit der 
Zeitdauer gar keinen beſtimmten Maßſtab gebe. Mit 
der Unterdrückung der ſozialdemokratiſchen Agitation 
ſei die Bahn frei gemacht, denn die Sozialdemo⸗ 
kratie ſei ja nur der giftige Niederſchlag der geiſti⸗ 
gen Bewegung im Volke. Nur durch die Irreli⸗ 
giöſität ſei ja allein ihre Verbreitung möglich gewe⸗ 
ſen und der Materialismus und Unglaube in den 
höheren und beſitzenden Klaſſen ſei Haupturſache der 
Verwilderung in den nicht beſitzenden Klaſſen. Deshalb 
iſt es nothwendig, daß das religiöſe Bewußtſein 
wieder belebt werde, vor Allem in den gebildeten 
Klaſſen. Loslöſung von Gott verhindert die Gott⸗ 
ähnlichkeit der Menſchen, damit ſind anch die Feſſeln 
der Autorität und Zucht gelöſt. Als Heilmittel für 
die grenzenloſe Sittenloſigkeit der Zeit fordert er die 
Einführung der körperlichen Züchtigung. Redner 
klagt über die unglaublichen Verbrechen, die am 
beſten beweiſen, daß wir auf dem Wege zum Ver⸗ 
derben find. Mit der Bekämpfung der Uebel müſſe 
die Heiligung alles Guten durch die chriſtliche Reli⸗ 
gion Hand in Hand gehen. Alle guten Kräfte der 
Nation ſollten ſich vereinigen, um das alte deutſche 
chriſtliche Volksleben wieder zu beleben und zu kräf⸗ 
tigen. (Bravo rechts.) h 

Abg. Bebel zur Geſchäftsordnung: Der 
Herr Präſident hat vorher ein Mitglied unſerer Par⸗ 
tei zur Ordnung gerufen, das Herrn von Kleiſt⸗ 
Retzow mit dem Ausruf „Denunziant!“ unterbrach. 
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Hauſes gegen Jedermann zu wahren. 


Ich habe dagegen nichts zu erinnern, aber ich meine, 


daß der Herr Präfldent auch den Abg. von Kleiſt⸗ 


Retzow hätte zur Ordnung rufen müſſen, der unſere 
Partei und alſo auch uns, ihre Vertreter, beſchul⸗ 
digte, daß alle unſere Handlungen Vorbereitung zum 
Hochverrathe ſeien, alſo eines Verbrechens, welches 
das Strafgeſetzbuch mit drei Jahren Zuchthaus be⸗ 
ſtraft. Es hätte auch der Reichskanzler zur Ord⸗ 
nung gerufen werden müſſen (Oho, rechts) — die 
Geſchäftsordnung muß doch für Alle im Haufe gel- 
ten, einerlei, ob ſie am Bundestiſch oder im Hauſe 
fisen. (Nein! rechts.) Der Reichskanzler hat von 
einem Gewährsmann, von dem er doch wußte, daß 
es der Abg. Fritzſche ſei, behauptet, er habe mich 
angelsgen, er hat am Schluß ſeiner Rede mich und 
meine Freunde ausdrücklich als Banditen bezeichnet 
und dieſe Aeußerungen verdienen meiner Meinung 
ſtrengſten Ordnungsruf. Wir unſererſeits ſind 
durchaus geneigt, der Redefreiheit gegen uns die 
weiteſten Grenzen zu ziehen, aber wir verlangen 
gleiches Recht auch für uns. Sollte dieſe Frage 
zweifelhaft ſein, ſo würde ich ſie jedenfalls zur 
Entſcheidung der Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion ge⸗ 
bracht ſehen wollen. 


der Arbeiter nur in einem Zuſtande völliger Geſetz⸗ 
loſigkeit erblickten. Graf Eulenburg irre, wenn er 
meine, dieſe extreme Richtung habe ſchon die Ober⸗ 
hand über die ſozialdemokratiſche gewonnen. Die 
Sozialdemokratie wolle nur, daß die Einrichtungen 
des Staates volksthümlicher würden und in dieſem 
Streben hat ſie viele Mitſchuldige. Marx denke ſich 
die Entwickelung der Dinge ſo, daß der Konzentration 
des Kapitals in immer wenigeren Händen entgegen⸗ 
gearbeitet werden müſſe und daß an Stelle des Pri⸗ 
vatbeſitzes der geſammten Kapitalien der Kollektiv⸗ 
beſitz derſelben trete. Dies ſei auch gar nichts 
Neues; auch heute expropriire der Staat viele Be⸗ 
ſitzer zu Gunſten ſeines Geſammtlebens. Das ein⸗ 
zige Eigenthumsrecht, welches die Sozialdemokratie 
fordere, ſei das Recht des Arbeiters an dem Er⸗ 
trage ſeiner Arbeit. Die Poſt ſei bereits ein ſozia⸗ 
liſtiſches Inſtitut. Aehnliches werde ſich auch auf 
anderen Grundlagen erreichen laſſen, nur müſſe die 
Leitung auf ſozialdemokratiſcher Grundlage geſtellt 
werden. Die ſozialdemokratiſche Idee ſei ſo edel, 
wie denkbar, da es nichts Schöneres geben könne, 


als das Wohl des Anderen zu fördern. Der vor⸗ 


liegende Geſetzentwurf erzeuge mehr Haß als alle 


Präſident v. Forcken beck bemerkt zunächſt] ſozialdemokratiſchen Broſchüren. Die allerdings noth⸗ 


unter Zuſtimmung des Hauſes, daß die Entſchei⸗ 
dungen des Präſidenten nicht der Beurtheilung der 
Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion unterliege. Was die 
Aeußerungen des Abg. von Kleiſt⸗Retzow anlange, 
ſo erkenne er an, daß derſelbe ſehr ſcharf geſprochen 
habe und bei einer jeden anderen Verhandlung 
würde er eine ſolche Sprache nicht zugelaſſen haben. 
Bei der Berathung eines Geſetzentwurfs, der aus⸗ 
drücklich gegen die gemeingeſährlichen Beſtrebungen 
der Sozialdemokratie gerichtet iſt, mußte er auch die 
Aus führungen des Redners über die Vorbereitung 


zum Hochverrath, als welche ſich alle Agitationen 


der Sozialdemokratie darſtellen, als ſachlich zulaſſen 
mit dem Vorbehalt, daß er ſofort dem Abg. Bracke 
das Wort zur Vertheidigung geben wollte, was er 
hiermit konſtatire. Was die Vorwürfe über mein 
Geſchäftsverfahren gegen den Herrn Reichskanzler 
betrifft, fährt der Präſtdent fort, jo halte ich es für 
meine Pflicht, die Würde und das Anſehen des 
Von dieſem 
Standpunkte aus pflege ich die einzelnen Fälle zu 
prüfen und habe mir deshalb den ſtenographiſchen 
Bericht der Rede des Reichskanzlers kommen laſſen. 
Der Präſident verlieſt die betreffenden Stellen und 
weiſt nach, daß der Reichskanzler dem Abg. Fritzſche 
keine Lüge vorgeworfen habe und daß auch ſeine 
Aeußerung, betreffend die „Banditen“, unter denen 
er ſitze, ſo allgemein gehalten war, daß ſie auf die 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten perſönlich nicht be⸗ 
zogen werden konnte. Er habe alſo keine Veran⸗ 
laſſung zu einer Korrektur finden können. (Allge⸗ 
meiner Beifall.) 


Abg. Bracke konſtatirt unter großer Auf⸗ 
merkſamkeit des Hauſes zunächſt, daß Urſachen und 
Wirkungen der Sozialdemokratie vollſtändig verkannt 
und verwechſelt worden. Es ſei Unſinn, zu glau⸗ 
len, daß jemals ein ſozialdemokratiſcher Arm mit 
dem Nobiling'ſchen Gewehr oder mit dem nihiliſti⸗ 
ſchen Meſſer ſich gegen Perſonen wende, um Inſti⸗ 
tutionen zu ändern. Nobiling ſei zu ſeiner ruchlo⸗ 
fen Handlung nicht in ſozialdemokratiſchen Verſamm⸗ 
lungen angeregt worden, ſondern eher durch die Ge⸗ 
lichte von Braß, worin es heißt: „Wir färben 
roth, wir färben gut, wir färben mit Tyrannen⸗ 
blut!“ Oder es ſei ihm der Lahrer „Hinkende 
Bote“ aus der Zeit des Kulturkampfes in die Hände 
gefallen, der auch in Kulturkampfs⸗Politik machte. 
Aus ſolchen Quellen möge Nobiling den Antrieb zu 
ſeiner That geſchöpft haben, nicht aus den Lehren 
der Sozialdemokratie. Daſſelbe ſei mit Hödel der 
Fall, deſſen einzige menſchliche Aeußerung der Klage 
über ſeine Erziehung gegolten. Auch in Rußland 
ſuchte man die Urſache der nihiliſtiſchen Umtriebe, 
mit denen die Sozialdemokratie keine Gemeinſchaft 
habe, — in der Preſſe; aber man habe ſie in den 
vergifteten Zuſtänden der ruſſiſchen Geſellſchaft ge⸗ 
funden. Der Nihilismus habe in Rußland ſeine 
Anhänger bis in die höchſten Kreiſe, denn ſelbſt 
hochgeſtellte ruſſiſche Richter haben die Wjera Saſſu⸗ 
litſch freigeſprochen. Die Zuſtände eines Landes 
erzeugten und nährten die Sozialdemokratie. Man 
ſollte doch auf die Noth der Arbeiterwelt blicken, 
die obenein noch durch Entlaſſung aus den Fabriken 
und Werkſtätten, durch Entlaſſungen, die nur in 
ihrer politiſchen Parteirichtung begründet ſind, zur 
Verzweiflung getrieben wurden. Alle anderen Par⸗ 
teien erſtreben Aenderung der beſtehenden Verhält⸗ 


niſſe, warum ſoll, was allen erlaubt, den Sozialiſten 


verboten ſein. Nicht weil ſie Ausſchreitungen bege⸗ 
hen, ſondern weil ſie keine begehen, verfolge man 
die Sozialiſten. Gegen eine revoltirende Partei 
hätte man unter allen Umſtänden leichtes Spiel gehabt. 
Die ruſſiſchen Zuſtände ſollten für Deutſchland eine 
Lehre ſein, ſtatt den Urſachen zu begegnen, komme 
man mit Ausnahmegeſetzen! — Die ſozlaldemokra⸗ 
tiſche Preſſe habe man auch des Zuſammenhanges 
mit Anarchiſten beſchuldigt, zu denen ſie doch im 


ſchärfſten Gegenſatze ſtehe, weil dieſe die Beflerung | 


Polen erfahren. 


wendige Umwandlung unſerer politiſchen und ökono⸗ 
miſchen Verhältniſſe brauche nicht auf gewaltthätige 
Weiſe zu erfolgen. Die Sozialdemokraten thäten 
das Menſchenmögliche, um dieſe friedliche Entwicke⸗ 
lung zu fördern. Gerade die Geſetzmäßigkeit des 
Auftretens der Sozialdemokratie ſei es, weshalb ſie 
für gefährlich erachtet werde. Wenn ſie Front macht 
gegen dieſes Geſetz, jo geſchehe es nicht, weil fie 
für ihre Sache fürchtete, ſondern weil ſie nicht 
wollten, daß die bürgerliche Freiheit geſchädigt 
werde. 

Abg. Dollfuß oerlieſt eine längere Rede, 
die iedoch wegen ſeines ſchwachen Organs auf der 
Tribüne nicht zu verſtehen iſt. Er weiſt darauf 
hin, daß die Arbeitgeber in Deutſchland zu wenig 
humanitäre Beſtrebungen unterſtützen und ſich auch 
nicht in ausreichendem Maße um das Loos ihrer 
Arbeiter bekümmern. In Elſaß⸗Lothringen, wo dieſe 
Beſtrebungen in vollem Maße von den Fabrikanten 
gefördert würden, gäbe es notoriſch keine Sozial⸗ 
demokraten. Er verweiſt ferner darauf, daß er ſelbſt 
große Arbeiterhäuſer aus eigenen Mitteln erbaut 
und ſo ſei in dem induſtriereichſten Theile des 
Reichslandes ein dauernd gutes Verhältniß zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern hergeſtellt worden. 
Er und ſeine Landsleute werden gegen das Geſetz 
ſtimmen. area ia fi TEN, 8 75 
Abg. v. Kardorff entwickelt den Stand⸗ 
punkt der freikonſervativen Partei zu der Vorlage, 
der ſich von dem der konſervativen Partei wenig 
unterſcheidet. Er hält die Gemeingefährlichkeit der 
Sozialdemokratie für vollſtändig erwieſen, ſo harm⸗ 
los, wie fie Bracke und Bebel dargeſtellt, ſei fie kei⸗ 
neswegs. 
die Sozialdemokratie, wenn ſie ihre Ziele erreichen 
will, ſchließlich auch zu ſolchen Mitteln greifen wird, 
die hier angedeutet werden. Halbe Maßregeln könn⸗ 
ten nichts helfen, doch ſei er bereit mit der natio⸗ 
nalliberalen Partei die Vorlage ſorgfältig zu prüfen, 
aber er müſſe ſchon jetzt bemerken, daß es eine 
Grenzlinie gebe, über welche hinaus ſeine Partei 
mit den Nationalliberalen nicht gehen könne. Dieſe 
Grenzlinie ſei die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes. Ge⸗ 
linge eine Einigung nicht, ſchwäche man es jo 
weit ab, daß es unwirkſam bleiben müſſe, dann 
könne er nicht mit der nationalliberalen Partei 
ſtimmen. 

Abg. v. Jazdzewsky bezeichnet den vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf als ein Unikum, weder in 
Frankreich noch in England ſei ein ſolches Geſetz 
vorhanden Was das heißt, der Polizei politiſche 
Machtmittel in die Hände zu geben, das hätten die 
Dadurch wären ſie dahin gekom⸗ 
men, daß ſie ſchließlich verwildern und verdummen 
müſſen. Die Vorlage enthalte die größte Ungerech⸗ 
tigkeit, die einem Staatsbürger zugemuthet werden 
kann. Das Geſetz werde nicht die Schuldigen, ſondern 
die Unſchuldigen treffen und von den Polen werde 
man nicht erwarten, daß ſie ihre Hand dazu bieten 
ſollen, Unſchuldige zu beſtrafen. Die Polen wür⸗ 
den deshalb gegen das Geſetz ſtimmen. u 

Abg. Rihter- Hagen erklärt perſönlich, daß 
ihm nicht bekannt ſei, daß er dem Fürſten Bismarck 
einen Vorwurf wegen ſeines Krankheitszuſtandes ge⸗ 
macht habe. In den Verhandlungen über das frü⸗ 
here Sozialiſtengeſetz ſei hiervon mit keiner Silbe 
die Rede, er ſei aber weiter in den parlamentari⸗ 
ſchen Verhandlungen zurückgegangen und da habe er 
gefunden, daß er im November 1875 eine Rede ge⸗ 
halten, die vielleicht zu der gehörten Bemerkung 
Veranlaſſung gegeben haben könne Darauf habe 
er, der Reichskanzler, aber bereits vor länger denn 
zwei Jahren geantwortet. Was die übrigen per- 
ſönlichen Angriffe anlangt, ſo müſſe er auch dieſe 
als nicht zutreffend zurückweiſen. Was ſeine Ab⸗ 
ſtimmungen anlange, ſo könnte der Reichskanzler 
denſelben Vorwurf der konſervativen Partei 
machen, denn dieſe habe bei der Gewerbe⸗Ord⸗ 


Er halte es nicht für ausgeſchloſſen, daß] 


* 


nung ebenfalls mit der Sozialdemokratie geſtimmt. 
Wenn übrigens Fürſt Bismarck in wirthſchaftlichen 
Fragen auf den betretenen Wegen weiter fortſchreite, 
ſo werde er für dieſelbe bei den Sozialdemokraten 
mehr Unterſtützung finden, als bei der Fortſchritts⸗ 
partei. 

Abg. Bebel ſucht ebenfalls in perſönlicher 
Bemerkung ſeine geſtrigen, vom Reichskanzler beſtrit⸗ 
tenen Behauptungen richtig zu flellen, ſoweit fie miß⸗ 
verſtanden worden ſeien. 

Weiter ſprachen noch perſönlich Dr. Bamber⸗ 
ger, der einige gegen ihn gerichtete Angriffe des Abg. 
Bracke zurückweiſt, und Liebknecht, der ſich gegen 
v. Kleiſt⸗Retzow wendet, v. Kleiſt⸗Retzow, der Alles 
gegen Bebel Geſagte aufrecht erhält, und Hänel, der 
ſich gegen Bamberger wendet. 

Der Geſetzentwurf wird hierauf an eine Kom⸗ 
miſſion von 21 Mitgliedern verwieſen. 

Nächſte Sitzung: Mittwoch 12 Uhr. 

Tagesordnung: 1) Antrag Bracke; 2) Wahl⸗ 
prüfungen. 

Schluß 5 Uhr. 


Provinzielles. 

Stettin, 18. September. Mit Allerhöchſter 
Genehmigung wird der „Provinzial⸗Landtag der 
Provinz Pommern“ am 10. Oktober hier zu⸗ 
ſammentreten. 

— In der Woche vom 8. bis 14. d. Mts. 
ſind hierſelbſt unter 33 Verſtorbenen 16 Kinder 
unter 5 Jahren; von denſelben ſtarben 2 an Ab⸗ 
zehrung, 3 an Krämpfen, 5 an Durchfall, 3 an 
Fieber und Grippe und 3 an Keuchhuſten, Entzün- 
dung der Lunge ꝛc. 

Greifswald, 16. September. Nach einer der 
„Str. Ztg.“ zugegangenen glaubwürdigen Mitthei⸗ 
lung iſt nunmehr die Vorunterſuchung wider den 
Lehrer Th. in Gützkow⸗Wieck wegen Giftmordes, 
über die wir ſeiner Zeit berichtet haben, abgeſchloſſen 
und von der königl. Staatsanwaltſchaft der Antrag 
auf vorläufige Verſetzung des Angeſchuldigten wegen 
Mordes in den Anklageſtand geſtellt worden. 

Das in der Baderſtraße belegene, der Stadt 
gehörige Haus, die alte Rathsſchreiberei, in welcher 
1462 Rubenow erſchlagen wurde, niederzureißen, 
hatten bereits vor längerer Zeit die hieſigen ſtädti⸗ 
ſchen Behörden beſchloſſen, weil es baufällig und 
anderweitig un benutzbar ſei. Von der Ueberzeugung 
ausgeherd, daß das alte Gebäude aus kunſthiſtori⸗ 
ſchen Rückſichten und wegen feiner lokalgeſchichtlichen 
Bedeutung erhalten werden müſſe, hatte der Vor⸗ 
ſtand der rügiſch⸗pommerſchen Abtheilung der Ge⸗ 
ſellſchaft für pommerſche Geſchichte und Alterthums⸗ 
kunde ſich bei der königlichen Regierung und dem 
königlichen Oberpräſtdium um Konſervirung des 
Hauſes verwandt. Nachdem das urſprünglich er⸗ 
laſſene Inhibitorium zurückgenommen worden iſt, 
hat vorgeſtern der Abbruch des Gebäudes be⸗ 
gonnen. 

* Filehne, 14. September. Am 11., 12. 
und 13. September fand im Pädagogium Oſtrau 


(Oſtrowo) unter Vorſitz des Provinzial⸗Schulraths 
Dr. Tſchackert aus Poſen die Entlaſſungs⸗Prüfung 


ſtatt. Sämmtliche 26 Zöglinge, welche die Anftalt 
zur Prüfung ſtellte, erhielten das Reifezeugniß, wo⸗ 
mit die Berechtigung zum einjährigen Dienſt ihnen 
zugeſprochen wird. 


Stadt: Theater. 

„Egmont“, Trauerſpiel in 5 Akten von 
Göthe, Muſik von Beethoven. 

Während zur Wiedereröffnung unſeres Stadt⸗ 
theaters „Die Hugenotten“ am Montag ein einiger⸗ 
maßen beſetztes Haus erzielten, vermochte die geſtrige 
Aufführung von „Egmont“ ein quantitativ nur ſehr 
geringes Auditorium anzulocken, ein um ſo bedauer⸗ 
licherer Umſtand, als ſolche bereits als eine recht 
gelungene bezeichnet werden darf. Daß den Dar- 
ftellern, einer kaum nennenswerthen Zuhörerſchaft 
gegenüber, Luſt und Liebe zur Arbeit blieb und ſie 
ſich eifrigſt bemühten, ſolche auf das Beſte zu löſen, 
wurde von dem dankbaren Publikum durch oftmali⸗ 
gen Applaus und Hervorruf anerkannt und gelohnt. 
— Von Gböthe's hervorragenden Dramen kennzeich⸗ 
net „Egmont“ am beſten jene Eigenthümlichkeit die⸗ 
ſes großen Dichters, ſich bei der Entwicklung von 
Charakteren mehr dem Reinmenſchlichen, Pſychologi⸗ 
ſchen, als dem objektiv Hiſtoriſchen zuzuwenden. Wir 
finden daher den Charakter des Göthe'ſchen „Egmont“ 
anders aufgefaßt und entwickelt, als ihn die Ge⸗ 
ſchichte gezeichnet hat, obwohl Dichtung und Wahr⸗ 
heit ihm ein gleich trauriges Schicksal bereiten. 

Graf Egmont wurde von Herrn Brüning 
in edler Auffaſſung wiedergegeben. Sprache, Hal⸗ 
tung und Spiel bewegte ſich in durchaus künſtleri⸗ 
ſchen Grenzen und deutete beſonders in den Glanz⸗ 
punkten des Dramas, in den herrlichen Szenen mit 
Klara, Alba und Ferdinand, die auf der einen 
Seite den ſorgvergeſſenen, glücklichen Liebhaber, auf 
der anderen aber den tapferen, edlen Helden er⸗ 
kennen laſſen, darauf, daß wir es mit einem be⸗ 
gabten Künſtler zu thun hatten. Fräul. War⸗ 
ezawska, die Darftellerin der Klara, riß uns 
durch ihr tief empfundenes Spiel oftmals zu ge⸗ 


rechter Bewunderung hin. Eine angenehme Erſchei⸗ 
nung, ein gefälliges, biegſames und klangvolles Or⸗ 
gan, eine korrekte, ſaubere Deklamation und ein 
vortrefflich nüancirtes Spiel werden Frl. Warczawska 
bald zum Liebling unſeres Theaterpublikums machen. 
Führte ſie in den erſten Akten die natürliche, durch 
ihre Liebe zu und von Egmont beglückte, einfache, 
treue und biedere Bürgerstochter ſchon zu unſerer 
Zufriedenheit vor, ſo rang ſie uns dennoch in dem 
dramatiſch ſo reich und wirkungsvoll angelegten 
fünften Akt als die in richtiger Würdigung der an 
Egmont verübten Schmach zur Heldin entflammte 
Tochter des Volkes die größere Bewunderung ab. 
Der Herzog Alba des Herrn Linzen war eine 
recht gute Leiſtung. Ebenſo befriedigten der Ferdi⸗ 
nand des Herrn Buchſpieß und der ſentimental 
und ſchwärmeriſche Brackenburg des Herrn Engels⸗ 
dorff. Beſonders erwähnt zu werden verdient 
noch der Banjen des Herrn Grünberger, der 
als eine höchſt vortreffliche Leiſtung bezeichnet werden 
darf. Wir glauben in Herrn Grünberger einen 
tüchtigen Charakterſpieler kennen gelernt zu haben 
und wünſchen recht bald mit ihm eine nähere Be⸗ 
kanntſchaft zu machen. Die friſchen erheiternden 
Szenen des niederländiſchen Volkslebens wurden recht 
brav zur Darſtellung gebracht. Die zum „Egmont“ 
als Ouverture, Zwiſchenakte und Geſang von Beetho⸗ 
ven komponirte Mufit iſt als beſonders ſtimmungs⸗ 
voll und ſchön zu bezeichnen und wurde von dem 
Orcheſter unter umſichtiger Leitung des Herrn Kapell⸗ 
meiſters Kriebel ſauber und anſprechend zum Vor⸗ 
trage gebracht. Als ergreifende, hervorragende Seelen⸗ 
gemälde zu bezeichnen ſind beſonders die den Tod 
Klara's wie den Traum Egmonts andeutenden und- 
begleitenden Geſänge des fünften Akts. 

Wir glauben nach dem Urtheil dieſer erſten 
dramatiſchen Vorſtellung der Direktion ein recht 
günſtiges Prognoſtikon ſtellen zu können und wün⸗ 
ſchen, im materiellen Intereſſe derſelben, dem Theater 
baldigen lebhafteren Beſuch. 5 
H N E. 


Vermiſchtes. 

— Ein farbiger Prediger) in Georgia be⸗ 
gann den Gottesdienn mit der Ankündigung einer 
Kollekte für einen frommen Zweck und fügte hinzu: 
„Aber um der Ehre Gottes willen, wer es auch 
jet, der geflern Mr. W. . s Schaf geſtohlen hat, 
er lege ja nichts auf den Teller.“ Die Andächti⸗ 
gen ſteuerten ohne Ausnahme bei. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Wien, 17. September. Offizielle Meldung. 


Die Offenſiv⸗ Operationen, welche am 14. d. mit 


dem Uebergang über die Save unter FM. Bienerth 


begannen, haben bisher einen ungeſtörten Beriuusf 


genommen. Die Truppen hatten am 15. Abends 
die Linie von der Save über Sacova und Grada⸗ 
cac gegen Dobna hin bereits beſetzt, das ſtrategiſch 
wichtige Gradacac faſt ohne Kampf in Beſitz genom⸗ 
men und ſofort die Entwaffnung der dort befind⸗ 
lichen Aufſtändiſchen eingeleitet. Im dortigen Ka⸗ 
ſtelle wurden zwei Kanonen vorgefunden. Die chriſt⸗ 
lichen Gemeinden empfingen die Truppen an allen 
Orten mit Verſicherungen ihrer Ergebenheit. Graf 
Sapary unternahm ebenfalls von Doboj aus eine 
Aktion und entſandte am 15. d. d. früh ſtärkere 
Rekognoszirungs⸗Detachements gegen die Aufſtellung 
des Feindes. Es entſpann ſich ein bis 8 Uhr früh 
dauerndes Plänklergefecht, in welchem Lieutenant 
Manz vom 4. Jägerbataillon und 20 Mann ver⸗ 
wundet wurden. 

Eine am 16. d. mit Tagesanbruch gegen Gra⸗ 
canica vorgeſchobene Abtheilung fand dieſen Ort von 
den Inſurgenten verlaſſen, welche ſich theils nörd⸗ 
lich, theils gegen Dolnituzla zurückgezogen hatten. 

Wien, 17. September. Die „Polit. Correſp.“ 
veröffentlicht folgende Meldungen: 

Aus Konſtantinopel: Der Pforte wurde Sei⸗ 
tens Rußlands die Auskunft ertheilt, daß der Effek⸗ 
tiobeſtand der bulgariſchen Armee auf Kriegsfuß 
80,000 Mann betragen werde. 

Aus Bukareſt: Die Direktion der ruſſiſchen 
Bahnſtrecke Bender⸗Galatz iſt angewieſen worden, 
ihren Sitz von Galatz nach Bender zu verlegen. 
In Beſſarabien trafen die rumäniſchen Verwaltungs⸗ 
behörden Vorkehrungen, ihre Funktionen einzuſtellen 
und nach Rumänien zurückzukehren. 

Wie verlautet, ſoll demnächſt eine öͤſterreichtſch⸗ 
rumäniſche Kommiſſion behufs Durchführung einer 
kleinen Grenzregulirung bei Mamornitza in der Nähe 
von Bojon zuſammentreten. 

Paris, 17. September. Der Juſtizminiſter 
Dufaure hat auf das anläßlich des Verbotes des 
Sozialiſten⸗Kongreſſes von Louis Blanc veröffent⸗ 
lichte Schreiben erwidert, die Regierung habe Die 
Geſetze auf das Gewiſſenhafteſte beobachtet; er konnte 
dies leicht beweiſen, doch würde es nicht angezeigt 
ſein, eine Diskuſſton über die Fratze herbeizuführen, 
da die Gerichte bereits mit der Frage befaßt ſeten. 
Mehrere Deputirte beſchloſſen heute nach Mittheilung 
dieſes Schreibens, da die Kammern nicht beiſammen 
wären, auf dieſe Angelegenheit nicht weiter einzu⸗ 
gehen 


